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Unterrichtungspflicht des Arbeitgebers und Widerspruchsrecht des Arbeitnehmers  

 
Unterrichtungspflicht 

Der Arbeitgeber ist nach § 613a Abs. 5 BGB verpflichtet, die vom Betriebsübergang betroffenen 
Arbeitnehmer/innen in Textform zu unterrichten. Diese sollen durch die Information in die Lage 
versetzt werden, zu entscheiden, ob sie von ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen oder 
nicht. Beide, der Veräußerer und der Erwerber sind für die Erfüllung der Unterrichtungspflicht 
darlegungs- und beweispflichtig. Laut Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts muss auch 
über die mittelbaren Folgen des Betriebsübergangs aufgeklärt werden, wenn die ökonomischen 
Rahmenbedingungen des Übergangs zu einer gravierenden Gefährdung der wirtschaftlichen 
Absicherung des Arbeitnehmers beim Übernehmer führen. Das ist gerade dann der Fall, wenn 
die Sicherheit des Arbeitsplatzes gefährdet ist. 
 
Die Unterrichtung muss zutreffend, verständlich und arbeitsplatzbezogen sein und muss unter 
anderem Angaben über die Identität des Erwerbers, den Gegenstand und den rechtlichen Grund 
des Betriebsübergangs sowie die korrekte Darstellung der rechtlichen Folgen des Betriebsüber-
gangs für den Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin enthalten. Mitzuteilen ist auch der voraussichtli-
che Zeitpunkt des Betriebsübergangs. 
 
Wie in allen Bereichen der Unterrichtungsverpflichtung ist auch hier den betroffenen Unterneh-
mern anzuraten, möglichst umfassend zu informieren und lieber zu viel als zu wenig mitzuteilen. 
Weiterhin gehören zur Unterrichtungsverpflichtung nach § 613a Abs. 5 Nr. 3 BGB die Informati-
onen über die rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Folgen des Betriebsübergangs. Hierun-
ter fallen die Weitergeltung oder Änderung der bisherigen Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis 
gemäß § 613 Abs. 1 bis 4 BGB, die Haftung des bisherigen Arbeitgebers und des Erwerbers 
sowie der Kündigungsschutz. 
 
Fragen der individual- oder kollektivrechtlichen Fortgeltung von tariflichen oder betriebsvereinba-
rungsrechtlichen Regelungen müssen konkret angesprochen werden. Allerdings muss dies je-
doch nicht konkret bezogen auf jedes einzelne Arbeitsverhältnis geschehen. Es genügt der kol-
lektive Hinweis auf die Belegschaft insgesamt oder konkret betroffene Arbeitnehmergruppen. 
Letztlich besteht die Informationspflicht nach § 613a Abs. 5 Nr. 4 auch bezüglich der für die Ar-
beitnehmer in Aussicht genommenen Maßnahmen. Hierunter fallen beispielsweise der beab-
sichtigte Abschluss von Interessenausgleich und Sozialplan, Weiterbildungsmaßnahmen oder 
Änderungen des Schichtbetriebs. Für die mitzuteilenden Maßnahmen muss allerdings das Sta-
dium konkreter Planung erreicht sein. 
 
Wird die Unterrichtungspflicht verletzt, kann dies Schadensersatzansprüche auslösen. Ein Ar-
beitnehmer, der sich auf eine unvollständige Unterrichtung beruft, kann verlangen, so gestellt zu 
werden, wie er stünde, wenn er richtig und vollständig informiert worden wäre. Dafür ist aber 
notwendig, dass dem Arbeitnehmer der relativ schwierige Beweis gelingt, dass der geltend ge-
machte Schaden vorsätzlich aus der mangelhaften Information entstanden ist. 
 
Widerspruchsrecht 

Der Arbeitnehmer kann innerhalb eines Monats nach Zugang der Unterrichtung dem Übergang 
seines Arbeitsverhältnisses widersprechen. Der Widerspruch hat schriftlich zu erfolgen, wobei er 
sowohl dem alten Arbeitgeber als auch dem neuen Arbeitgeber gegenüber erklärt werden kann. 
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Zu beachten ist, dass nur eine ordnungsgemäße Unterrichtung die Widerspruchsfrist überhaupt 
in Gang setzt. Wenn die Frist nicht läuft, besteht keine zeitliche Grenze für einen Widerspruch, 
es sei denn, der Verwirkungsgedanke steht einer Ausübung des Widerspruchsrechts entgegen. 
Darauf sollte man sich aber nicht verlassen, da die Verwirkung sehr stark von besonderen Um-
ständen des Einzelfalles abhängt, die zum Zeitablauf hinzutreten. Bei schwierigen Sachverhal-
ten ist eine Verwirkung vor dem Ablauf von einem halben Jahr generell nicht gegeben. 
 
Das Gesetz sieht vor, dass die Unterrichtung vor dem Betriebsübergang zu erfolgen hat. Aber 
sie kann auch nach dem Betriebsübergang erfolgen, sodass die Widerspruchsfrist erst dann zu 
laufen beginnt. Ein Widerspruch zu einem Betriebsübergang ist unbeachtlich, wenn er sich auf 
eine Maßnahme bezog, die später gar nicht durchgeführt wurde. Hat ein Arbeitnehmer/eine Ar-
beitnehmerin das Widerspruchsrecht ausgeübt, darf dieser Umstand bei einer anschließenden 
Kündigung durch den Betriebsveräußerer nicht berücksichtigt werden. Die Sozialauswahlkrite-
rien sind abschließend in § 1 Abs. 3 des Kündigungsschutzgesetzes genannt, nämlich Alter, 
Unterhaltsverpflichtungen, Betriebszugehörigkeit und Schwerbehinderung. Das bedeutet, dass 
sich ein solcher Arbeitnehmer bei einer auf den Widerspruch folgenden Kündigung auf eine feh-
lerhafte Sozialauswahl berufen kann. 
 
Eine Kündigung wird wegen der Verletzung der Unterrichtungspflicht übrigens nicht unwirksam. 
Das Bundesarbeitsgericht hat jüngst die Frage geklärt, ob bei einer gesellschaftsrechtlichen Ge-
samtrechtsnachfolge überhaupt ein Widerspruchsrecht besteht und hat dies verneint. 
 
Der Arbeitnehmer, der sein Arbeitsverhältnis nicht bei dem neuen Arbeitgeber fortsetzen will, 
kann kündigen. Ihm stünde sogar das Recht auf eine fristlose Kündigung nach § 626 Abs. 1 
BGB zu. Allerdings bestünden keine Schadensersatzansprüche wegen eines Auflösungsver-
schuldens nach § 628 Abs. 2 BGB. 
 


